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Pößneck, 14.12.2009 
 
Der Kampf um menschenwürdiges Leben braucht Öffentlichkeit 
 
Die lernende Gesetzgebung im Sozialrecht im Volksmund Hartz IV hat viel mehr Spielräume 
zur Veränderung für die Betroffenen Menschen als öffentlich wahrgenommen wird.  
So war die Kooperationsveranstaltung „Wohnen als Menschenrecht – auch mit Hartz IV“ des 
Kommunalpolitischen Forum. e.V. zusammen mit dem DGB Thüringen und der Fraktion 
DIE LINKE. im Thüringer Landtag und dem Referent für Arbeitslosen- und Sozialhilferecht 
Harald Thomé im November 2009 eine interessante, aufschlussreiche Aufforderung den 
Kampf um soziale Gerechtigkeit und Einhaltung der Menschenwürde öffentlich zu führen.  
Im Koalitionsvertrag der neuen Schwarz-Gelben Bundesregierung gibt es nicht viele 
Hinweise auf die Veränderungstendenzen der Regierung für die von Arbeitslosigkeit und 
Hartz IV betroffenen Menschen. Die FDP fordert weiter ein pauschales Bürgergeld, welches 
eine faktische Kürzung der Leistungen für die Menschen zur Folge hätte. Auch die 
angekündigten verbesserte Zuverdienstregelung ist eine Mogelpackung. Sie eröffnet die 
Möglichkeit die Stundenlöhne weiter abzubauen und den Niedriglohnsektor auszuweiten.  
Hoffnung macht lediglich die Anhörung vorm Bundesverfassungsgericht zur Höhe der 
Regelsätze. Dabei geht es um eine bedarfsgerechte Regelleistung für Kinder und Erwachsene 
gleichermaßen. Aus dem Gutachten von Rüdiger Böker zur Entstehung und Höhe der 
Regelleistungen geht hervor, dass die rot/grüne Bundesregierung von vorneherein die Höhe 
der Regelleistungen in den Leistungssystem SGB II/SGB XII auf 345 € politisch festgelegt 
und sich diese Festlegung hinterher pseudowissenschaftlich belegen lassen hat. Somit wird 
deutlich, dass die Bundesregierung die bewusste Unterfinanzierung von fast 8 Mio. SGB II / 
SGB XII – Beziehern geplant hat und diesen Menschen ihre Würde, ein Teil ihres Lebens und 
ihrer Lebenszeit und für die Kinder ihre Zukunftsaussichten beraubt. 
Es ist anzunehmen, dass nach dieser brisanten Anhörung das Bundesverfassungsgericht die 
Höhe der Regelleistungen als Verstoß gegen das Grundgesetz und dem Sozialstaatsgebot 
kippt und eine Festsetzung Regelleistung die ein Leben in Würde ermöglicht. 
Deshalb sind jetzt Überprüfungsanträge nach §44 SGB X für die Höhe der Regelleistung mit 
Verweis auf das anstehende Urteil des Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG) Verfahren 1 
BvL 1/09, 1 BvL 3/09 und 1 BvL 4/09 zu stellen. Ein Antragstellung muss noch vor der 
Urteilsbegründung eingereicht werden. Wichtige Hinweise und Musterwidersprüche sind auf 
www.tacheles-sozialhilfe.de zu finden.  
Aber auch die Regelungen zu den Kosten der Unterkunft bleiben weiter brisant und 
kritikwürdig. Die meisten Richtlinien der Kommunalen Träger wie Kreise oder 
Optionskommunen sind rechtwidrig und decken die tatsachlichen Kosten der Unterkunft 
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nicht. Für von der Kürzung der Unterkunftskosten Betroffenen bleibt nur die stete 
Dokumentation der Wohnungssuche und der Ermittlung des tatsächlich vorhanden 
Wohnungsbestandes. Sowie eine kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit. Den im Kampf um die 
Kosten der Unterkunft geht es um eine Verteilungskampf von Finanzmitteln zwischen Bund 
und Kommunen, der auf dem Rücken von den schwächsten unser Gesellschaft ausgetragen 
wird. 
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